
WER İST DER DEUTSCHE RECHTSPFLEGER, 
DAS BINDEGLIED EINER TÜRKISCH-DEUTSCHEN 

PARTNERSCHAFT? 

Dr. Volker Lessing 

Ich freue mich und bin mir der Ehre bewuBt, anlâBlich der Un-
terzeihnung des offiziellen Partnerschaftsvertrages zvvischen der 
Rechtspflegerhochschule der juristischen Fakultât der Universitât 
Ankara und dem Fachbereich Rechtspflege der Niedefsâchsischen 
Fachhochschule für Vervvaltung und Rechtspflege mich an" meine 
türkischen Gastgeber wenden zu dürfen. Von meinen Ausführungen 
zu dem Thema: "Wer ist der deutsche Rechtspfleger, das Bihdeglied 
einer türkisch-deutschen Partnerschaft?" lassen Sie mich zwei Per-
sonen tiefen Dank abstatten, ohne die Frau Prof.Dr. Öztan und ich 
diese Vertragsunterzeichnung heute nicht hâtten vornehmen kön­
nen. Es sind Prof.Dr. Mumcu, der Vorganger von Frau Öztan, und 
Herr Vorsitzender Richter am Landgericht Kriebel, mein Vorgan­
ger. Diesen beiden Herren ist es aus der gegensietigen Sympathie für-
einander, aber insbesondere aüs ihrer Hochachtung vor beiden 
Landern und ihren Kulturen zu verdanken, daB sich eine einmalige 
Partnerschaft entwickelt und seit 5 Jahren auch ohne offiziellen Ver-
trag bevvâhrt und vertieft hat. Gegenseitige Besuche in der Vergan-
genheit haben dies bewiesen. Für uns, verehrte Frau Prof. Öztan und 
unsere Nachfolger wird es eine ehrenvolle Aufgabe sein, diese Freund-
schaft weiterzuehtwickeln und dem verantwortungsvollen Beruf des 
Rechtspflegers die Stellung in unserer jeweiligen Rechtsordnung zu 
verschaffen, die ihm gebührt. Ich bin der überzeugung, daB beide 
Ausbildungsstâtten voneinander lernen können und werden. Möge 
sich die Partnerschaft weiterentwickeln und zu einem festen Band 
menschlicher Achtung un Zuneigung auf breiter Basis fiihren. 

Ich möchte Ihnen nun den Rechtspflger in der Bundesrepublik 
Deutschland, ein Organ der Rechtspflege und ein wichtiger Bestand-, 
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teil der "Dritten Gcwalt", vorstellen. Die Stellung des Rcchtspfle-
gers und seine Aufgaben sind seit 1957 bei uns in einem eigenen Ge­
setz, dem Rechtspflegergesetz geregelt. § 1 Rpflg lautet: "Der Rechts­
pfleger nimmt dic ihm durch dieses Gesetz übertragenen Aufgaben 
der Rcchtspflcge vvahr." Seine Stellung umschreibt § 9 RpflG: "Der 
Rechtspfleger ist bei seinem Entscheidungen nur dem Gesetz unter-
vvorfen. Er entscheidet, soweit sich nicht aus diesem Gesetz etwas 
anderes ergibt, selbstanding." 

Wer die gesetzliche Beschreibung des Richteramtes in Deutsch-
land in unserer Verfassung, dem Grundgesetz, und dem Deutschen 
Richtergcsetz kennt, fühlt sich bei den eben zitierten Formulierungen 
des Rcchtspflegergesetzes vor die Frage gestellt: ist der Rechtspfle­
ger auch ein Richter, öder zumindest ein "kleiner" Richter? Diese 
Frage steht bei uns immer wieder im Zentrum standespolitiseher Dis-
kussionen zvvisehen den Verbânden der Richter und Rechtspfleger. 

Ich will Sie mit den Problemen durch gerichtsverfassungsrechtli-
ehen Diskussion um die Standortbestimmung des Rechtspflegcrs in 
meinem Land nicht langvveilen. Mir als Richter, der derzeit als Leiter 
eines Fachbereichs die Ausbildung des Beamtennachvvuches für den 
gehobenen Justizdienst, des Rechtspflegers, verantvvortet, sei nur die 
kurze Stellungnahmen gestattet. Der Rechtspfleger nimmt bei uns 
Aufgaben wahr, die vor noch nicht allzu langer Zeit typische Rich-
terfunktionen vvaren. Er deckt heute in der Justiz bei uns die sozial, 
wirtschaftlich, gesellschaftlich und damit politisch wichtigen Bereiche 
der Zwangsvollstreckung und der Freivvilligen Gerichtsbarkeit ab. 
Dies sind Rechtsdiszıplinen, die in der volljuristischen Ausbildung 
kaum noch gelehrt vverden. Unsere Rechtspfleger in der Praxis und 
die Dozenten der Fachhochschulen verfügen heute fast über ein 
Monopolvvissen auf diesen Gebieten, das in Teilbereichen nur mit al-
teren Professorcn der volljuristischen Fakultâten geteilt vverden muB. 

Der Rechtspfleger übt einen verantvvortungsvollen, interessan-
ten Beruf aus. Seine Ausbildung macht jedem damit befaBten Do­
zenten Freude. Unser gemeinsames Ziel, hier in der Türkei und bei 
uns in der Bundesrepublik muB es sein, diesem Teil der Justiz soziale, 
gesellschaftliche und vvirtschaftliche Anerkennung zu versehaffen, 
sovveit cin dahingehender Nachholbedarf besteht. 

Will man diesen Beruf kennenlernen, so muB man sich folgende 
Fragen stellen: Wohe.r kommt der Rechtspflger? "VVelchc Aufgaben 
hat er in der Justiz zu erfüllen? Wie ist er dafür ausgebildet?. 
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Die Antvvorten sind nicht leicht urîd schon gar n ich t vielen Leu-
ten bekannt. Ich kann Ihnen versichern, auch bei uns zu Hause 
haben selbst Richter manchmal nur ein verschvvommenes Bild von 
der Berufsgruppe der Rechtspfleger. Man kennt die Person und 
einige Aufgaben "seines" Rechtspflegers, weiB von den Beamten 
des gehobenen Dienstes in der Qerichtsverwaltung, aber Geschichte 
und Ausbildung dieses Berufes und seine verantvroıtungsvolle Auf-
gabenvielfalt sind oft unbekannt. Schon die hâufig mit einem persön-
lichen Fürvvort versehene Zuordnung im Sprachgebrauch der Richter 
stellt nicht nur eine übliche Formulierung dar und verrât mensehliche 
Verbundenheit, sondern offenbart im Einzelfall auch ein Vor- und 
Fehlurteil von einem über- und Unterordnungsverhâltnis zvvisehen 
Richter und Rechtspfleger. 

Es gibt in unserer Rechtsordnung praktisch keine gesetzliche 
Regelung, die dem Richter das Recht gibt, vom Rechtspfleger eine 
Art der persönlichen Vor- und Zuarbeit verlangen zu können. Viel-
mehr sind die Aufgaben in der Justiz deutlich für beide Funktions-
gruppen abgesteckt. Es gibt nur noch wenige üherschneidunger, 
bei denen allerdings von der Gesetzeslage her der Richter am "lân-
geren Hebel" zu sitzen scheint. Der Alltag zeigt jedoch ein nahezu 
umgekehrtes Bild, weil der Richter nicht öder nur sehleeht für Aufga­
ben ausgebildet wird ,die zur Domâne des Rechtspflegers gehören. 
Hâufig kommt der juhge Richter als Fragesteller zu dem erfahrenen 
Rechtspfleger. 

Stelle ioh Richterkollegen, Rechtsanwâlten, Notaren -, die im 
übrigen aufgrund der engen Zusammenarbeit mit den Rechtspfle-
gern die besten konkreten- Vorstellungen der tâglichen Arbeitspraxis 
ihrer Gesprâchspartner haben - öder aber auch interessierten AuBen- . 
stehenden den Fachbereich Rechtspflege in Hildesheim vor, so 
sind diese hâufig erstaunt über die Ausbildung, die Leistungsfâhig-
keit unserer Studenten sowie die Aufgabenvielfalt der Rechtspfle-
gerarbeitsplatze und die mensehlichen, sozialen, wirtschaftlichen 
und letztlich. politisehen Auswirkungen der Rechtspfleğerentschei-
dungen. 

Auch viele Profesoren der juristisehen Fakultâten haben das 
Geschehen um die Rechtspfleger, ihre Arbeitsgebiete und ihre Ausbil­
dung aus den Augen verloren. Die Rechtspfleger und die für ihre 
Ausbildung zustândigen Fachhochschullehrer haben es bisher aller­
dings nicht verstanden, ihren Sachverstand und ihre wissenschaftliche-
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Arbeit optimal zu prâsentieren und in die volljuristische Ausbil-
dung einzubrirıgen. Ich bedauere z.B. zutiefst die strenge Aufteilung 
der Zeitschriften bzw. der Beitrâge für Rechtspfleger und Volljuris-
ten. Hier werden die Fachhochschulen in Deutschland in Zukunft 
initiativ werden müssen. Versuchen Sie diese Entwicklung in der 
Türkei zu vermeiden. Versuchen Sie die wissentschaftlichc Aus-
einandersetzung gemeinsam zu führen. Dies ist allemal fruchtbaıer 
für beidc Sciten und auch verbindend, zumindest nicht trennend. 
Durch die An- und Eingliederung der Rechtspflegerhochschule in 
die juristisehe Fakultât der Universitât Ankara und den für bcide 
Bereiche gemeinsam zustândigen Lehrkörper haben Sie eine wichtige 
Voraussetzung dafür gesehaffen. 

Abcr auch in der nichtjuriştischen öffentlichkeit Deutschlands 
wird von dem Beruf des Rechtsp'flegers nicht genügend Notiz genom-
men. Die Studenten des 4. Studienabschnitts unseıes Fachbereichs 
haben im Rahmen eines Seminars eine Befragung der Bevölkerung 
in Hildcsheim und Lübeck zu dem Thema durchgeführt: "Was 
verbinden Sie mit dem Begriff 'Rechtspfleger'?" Die Auswertung 
was für uns mehr als enttâuschend. Die -meisten Befragten konnten 
mit diesem Beruf nichts anfangen; noch nicht einmal die Hildes-
heimer Bürger, obwohl die Ausbildung des Rechtspflegernachwuch-
ses nun seit 16 Jahren in Hildesheim erfolgt, seit 1979 dafür cin 
Fachhochschulstudium eingerichtet worden ist und über 1.500 junge 
Rechtspflegerstudenten sich mindestens 18 Monate n Hildesheim 
aufgehalten haben. Es liegt allerdings auch etwas Tröstendes in die­
sem Ergebnis. Es wird lejehter sein, jemandem, der keine Vortsel-
lungen hat, ein positives Bild zu vermitteln, als ein falsches, negati-
ves korrigieıen zu müssen; und an dieser Aufgabe wollen wir zusam-
men in beiden Lândern arbeiten. Demgegenüber kann der Richter 
in der Bevölkerung auf ein fest verankertes - wenn auch nicht die 
Aufgabenvielfalt vviderspiegelndes, sondern den Strafrichter über-
betonendes - Bild zurückgreifen. l)ie Vorstellungen bei uns sind 
insoweit manchmal sehillernd, manchmal fuıchtbeladen im Hin-
blick auf die Rolle des Richter wâhrend der NS-Herrschaft, jedoch 
in der Grundtendenz versehen mit einem hohen Stellenvvert im ge-
sellschaftlichen Ansehen, ja mit Hochachtung. 

Arbeitsvermittlungsversuche des Fachbereichs in Hildesheim in 
Zusammenarbeit mit dem Justizministerium von Schleswig-Holstein 
mit dem Ziel, geprüfte Rechtspflegerstudenten, die das Land Schles-
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vvig-Holstein aufgrund von Stellenejnsparungen nieht übernehmen 
konnte, bei Rechtsanwâlten, Banken, Versicherungen usw. unter-
zubringen, haben weitere Erkenntnisse über das Wissen von ' dem 
Berufsstand der Rechtspfleger gebracht. Zunâchst vvaren unsere 
Ansprechpartner skeptisch hinsichtlich der Einsatzmöglichkeiten 
der Fachhochschulabsolventen. Aber die Erlâuterung der Ausbil-
dungsgegenstânde und des Ausbildungsganges überzeugte die An-
gesprochenen - insb'esondere die Banken - sehr schnell davon, daB 
dieser Personenkreis insbesondere im Bereich der Zwangsvollstrec-
kung und des İmmobiliarrechts auch für sie optimal ausgebildet ist. 
Dadurch konnte rund 30 jungen Leuten von 2 Jahren ein - langfris-
tig sogar lukrativerer - Arbeitsplatz beschafft werden. Unsere Aufklâ-
rungsarbeit und die Bewâhrung der Rechtspfleger auBerhalb der 
Justiz haben dazu geführt, daB heute regelmaBig vveitere Absolven-
ten - jetzt natürlich nur die besten - angefordert werden. Dies hat 
den Fachbereich in Hildesheim dazu veranlâBt, die betroffenen nord-
deutschen Ministerien um Berücksichtigung dieses Trends bei der 
Zulassungzahl von Studenten zu bitten. . 

Als Zwischenergebnis ist festzuhalten, daB der Rechtspfleger 
sich als vvichtiger Beştandteil der Rechtspflege im BewuBtsein der 
Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland bisher nicht hat durch-
setzen können. Von der Bedeutung und Tragweite seiner Enschei-
dungen, von seiner "selbstândigen" Stellung -die der der sachlichen 
Unabhangigkeit des Richters entsrkicht, obwohl er Beamter des 
gehobenen Dienstes und als solcher eigenÇlich weisungsgebunden ist-, 
von seinem Wissen - schon fast ein Monopolwissen im Bereich der 
Zvvangsvollstı-eckung und der Freiwilligen Geriehtsbarkeit - ahnt 
fast niemand etwas. Dabei stellen die sozialen und wirtschaftlichen 
Folgen seines Handelns hâufig z.B. die Auswirkungen der Zivilgerichts-
barkeit in den Schatten. 

Lassen Sie mich nun zu d«r geschichtliche Entıvicklung des Rechts-
pflegerberu/s kommen. 

Beschâftigt man sich mit dem Beruf des Rechtspflegers und ver-' 
sucht, seine Stellung in der Justiz von gestern, heute und in der Zu-
kunft zu begreifen, so muB man sich mit der Geschichte dieses Berufs 
befassen; allein sie gewâhrt eine Zugangsmöglichkeit für das Ver-
stândnis und die Einschâtzüng der Stellung des modernen Rechts­
pflegers. Selbst unsere Justizangehöıigen meinen sehr oft, der moderne 
Rechtspfleger sei das künstliche Produkt der fünfziger Jahre und 
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sein Ursprung liegc allenfalls in seiner Erıtlastungsfunktion zuguns-
ten des Richters aufgrund der gesetzlichen Entlastungsverfügungen 
Anfang dieses Jahrhunderts und der Weimarer Zeit. Der Begriff 
"Rechtspflcger" ist allerdings eine Schöpfung der zvvanziger Jahre 
dieses Jahrhunderts und wurde in der Gerichtsverfassungsdiskussion 
offiziell erst scit einer preuBischen Allgemeinverfügung auf dem 
Jahıe 1923 benutzt. 

Aber nicht nur der Richter hat seine Jahrtausende alte Tradi-
tion. Dieser Berufsstand hat alleıdings den Vorteil, daB sich die 
Berufts- und Funktionsbezeichnung nie geândert hat, obvvohl auch 
die Aufgaben der Richter zu verschiedenen Zeiten şehr unterschied-
lich waren. 

Auch der Rechtspfleger hat durch seine "Vorgânger", den Ur-
kundsbeamten der Geschâftsstelle, den Gerichtsschreiber (manchmal 
auch Gerichtsdiener), den "protonotarius", den "cancellarius" usvv, 
eine über Jahrhunderte durch Gesetze belegte Vergangenheit. Nur 
er hat mit dem Nachteil zu leben, daB sich bei ihm die Berufs- und 
Funktionsbczeichnungen als Folge sehr unterschiedlicher Aufgaben 
in der Justiz hâufiger geândert haben. Bei dem Wort "Gerichtsschrei­
ber" rümpft man heute, wo fast jeder bei uns lesen und sehreiben 
kann, die Nase. in Zeiten, wo diese Kunst wenigen vorbehalten war, 
galt der Gerichtsschreiber in der Bevölkerung sehr viel und genoB 
manchmal mehr Achtung als der Richter. Die auffâlligen Gebâude 
für Stadt- öder auch Gerichtsschreiber am Marktplatz alter Stâdte 
der Rezeption des römisehen und kanonisehen Rechts haben sehr 
hâufig Richter die Funktion des Gerischtsschreibers aus finanziellen 
und standesmafiigen Gründen übernommen. 

Es würdc den Rahmen dieser Abhandlung anlâBlich der Unter-
zcichnung des Partnerschaftsvertrages sprengen, wenn ich auf zu viele 
Details der Geschichte des Rechtspflegerberufes cingingc. Aber einige 
vvichtige Schrittc sollen doch aufgezeigt vverden. Ich hoffe, daB.auf 
Grund der engen Verwandtschaft der heutigen Rechtssysteme in 
unseren beiden Lândern, die deutsche Rechtsgeschichte cinigen be-
kannt ist und nicht zu viele kaum nachzuvollziehende Einzelheiten 
in meinen Ausführungen enthalten sind. M.E. kann man die Ent-
wicklung - dabei sind die Rückschritte eingeschlossen - in 5 Abschnit-
te einteilen: 

1) Geschichtliche Wuızeln von der Rezeption; 
2) Hochblüte des Gerichtsschreibers in der Rezeption; 
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* 
3) Stellung des Gerichtsschreibers im Liberalismus und nach 

ErlaB der Reichsjustizgesetze; 
4) Entlastungsgesetzgebung; 
5) Rechtspfleger nach dem Rechtsplegergesetz 1957. 

Je weiter man sich vom modernen Rechtspfleger in die Vergan-
genheit zurückvvagt, umso schvvieriger wird die Suche nach Belegen 
und umso begrenzter ist_ die râumliche Geltung der Normen. Des-
wegen beschrânke ich die- Darstellung bis 1877, die Enstehung der 
Reichsjustizgesetze, auf illustre Beispiele. 

Selbest die chrjstliche Bibel in ihreı lutherischen Fassung nennt 
im Buch Esra den Rechtspfleger und stellt ihn neben den Richteı, 
wenn es dört heifit: "Du aber, Esra, setze nach der Weisheit deines 
Gottes, die in deiner Hand ist, Richter und Rechtspfleger ein, die 
allem Volk Recht sprechen, das jenseits des Eufrat wohnt, nâmlich 
ailen, die das Gesetz deines Gottes kennen; und wer es nicht kennt, 
den sollt ihr es lehren/ ' Dieser überarbeitete Text wurde 1964 durch 
den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland im Einvernehmen 
mit der Kirchenkonferenz und dem Evangelischen Bibelwerk ange-
nommen. in der Erlâuterungen dazu heiBt es, dafi die Lutherübeı-
setzung vorsichtig dem heutigen Sprachgebıauch angepafit worden 
sei. in âlteren übersetzungen lautet die F.ormulierung noch: "Rich­
ter und Pfleger". 

Nun aber zu den Gesetzesquellen des Rechtspflegeramtes. Immer 
wieder sind Versuche unternommen vvorden, das Gerichtsschreiber-
amt bis auf die karolingische Zeit (8/9. Jahrhundert) zurückzufüh-
ren. im ripuarischen Rechtskreis (Mittelrhein) gas es den "cancella-
rius", der die Aufgaben eines "Kanzleivorstehers" wahrnahm. Die­
ser Beruf fand zunâchst auch Eingang in das salische und aleman-
nische Recht, ist jedoch seit dem 9- Jahrhundert n. Chr. nördlich 
der Alpen nicht mehr feststellbar, jedoch in Italien in verânderteı 
Form erhalten geblieben. Inwieweit diese Institution eines gerichtlic-
hen Urkündsbeamten Nachvvirkungen hinterlassen hat, die bei der 
übernahme des Geıichtsschreiberamtes aus dem italienischkanonis-
chen Prozefi noch mitbestimmend waren, kann hier dahingestellt 
bleiben. Der romanisch-kanonische ZivilprozeB veranlafite jedenfalls 
durch seine künstliche Vermehrung des Prozefistoffes eine Protokol-
lierung durch. eine Urkundsperson (notarius, Gerichtsschreiber). 

Diese prozessuale Entvvicklung führte zu dem Şatz: "quod non 
est in actis, non est in mundo". Durch die Rezeption dieses Rechts 
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zu Beginn des 14. Jahrhunderts vvurde das Gerichtsschreiberamt 
auch in Deutschland allgemein eingerichtet. Die zahlreichen Kam-
mergerichtsordnungen von 1495, 1496, 1500, 1507 usf. für Prozesse 
von dem Reichs-Kammergericht (1495 in Frankfurt/Main errichtet; 
ab 1693 in Wetzlar) betonten die Schriftlichkeit des Verfahrens. 
Nur das Gebiet des sâchsischen Rechts setzte dem Neuen gröBeren 
Widerstand entgegen und entvvickelte insbesondere im Bevveissta-
dium eigene Regeln. Der Jüngste Reichsabschied von 1654 verband 
beide Rechtssysteme und bildete damit die Grundlage des gemeinen 
Prozesses. Spâter folgten Reformversuche in den Territorien. Den 
Anfang machte dabei PreuBen. Auch die Einflüsse des französischen 
Zivilprozesses machen sich als Folge der Geschichtsereignisse in 
Mitteleuropa bei uns bemerkbar. 

Die Geschichte des ZivilprozeBrechts bis zu den Reichsjustiz-
gesetzen von 1877 offenbart einen sich immer wiederholenden Kampf 
zwischen Mündlichkeit und Schriftlichkeit, Beschleunigung und 
Gründlichkeit, Freiheit und Gebundenheit des Verfahrens, Partei-
herrsehaft und Richtermacht. Diese Schwankungen zeigten auch 
Ausvvirkungen auf die Stellung des Gerichtsschreibers. Infolge des 
überbetonten Schriftlichkeitsprinzipf durften bei der Urteilsfindung 
nur die vom Gerichtschreiber im Termin zu Pıotokoll festgehaltenen 
Parteierklârungen und Beweiserhebungen berücksichtigt werden. Es 
liegt auf der Hand, daB in einem derart geregelten Rechtsgang dem 
Gerichtschreiber eine erhebliche Bedeutung zukam. Dies spiegelte 
sich auch in den Gesetzen wider. So beschaftigte sich die Reichs-
Kammergerichtsordnung von 1555 im Teil I, Titel 28 in 6 Vorschrif-
ten mit den Protonotarien (=Gerichtsschreiber/Protokollnotaı). 
Die Peinliche Gerichtsordnung von 1532 (CCC) übertrâgt den Ge-
richtsschreibern in den Art. 181 bis 203 neben den Protokollierungs-
funktionen auch die Formulierung des Urteilstenors: "Item welcher 
gerichtsschreiber aus dieser vorigen anzeygung nit genugsam ver-
standt vernemen möcht, wie er darauss eyn urteyl formen solt, der 
s o l l . . . . " 

Die CCC benutzt also auch erstmals den Begriff "Gerichts­
schreiber" für diesen Aufgabenbereich. Die sâchsiche Appe-
lationsordnung vom 20.4.1605 sah vor, daB aile Eingaben der 
Parteien von den Gerichtsschreibern im Diktat aufgenommen 
werden sollten. Hier steekte natürlich ein groBes Stück Rechtsbera-
tung. Von ihnen wurden die Supplikationen der Parteien den Ra-
ten vorgetragen und die hierauf ergehenden Verfügungen abgefaBt. 
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Die Gerichtsschreiber waren sogar teihveise beim Votieren und 
der richterlichen Beratung beteiligt. Diese Mitwirkung verfestigte 
sich so, daB eine bayrische Polizeiverordnung von 1616 die Teilnah-
me an der Beratung verbieten muBte. Auch die übung, Rechtsgutach-
ten von juristischen Fakultâten einzuholen, an die die Gerichte dann 
gebunden waren, eröffneten dem Gerichtsschreiber EinfluBmöglich-
keiten, weil er i.d.R. die Sachverhaltsdarstellung und die Stoffsamm-
lung des Gerichts verfaBte. Die Gerichtsschreiber hatten für die 
Referenten auch diejenigen Punkte zusammenzustellen, über die be-
reits durch Z\yischenurteil entschieden war. Sie machten - in aller 
Bescheidenheit natürlich - den Richter auch auf unzulâssige "Fra-
geartikel" öder sonstige maBgebliche Punkte im ProzeB aufmerk-
sam. Die Richtertugenden vvurden demgemâB auch vom Gerichts­
schreiber verlangt. Als besonders bezeichnend für die gevvichtige Stel-
lung des Gerichtsschreibers mag die "Gerichts- und Landordnung 

v der Grafschaft Solm" von 1571 angesehen werden, in der es heiBt: 
"Der Gerichtsschreiber gehört zum Gericht" öder "Nachdem die 
Schöffen an den Unterğerichten oftmals weder lesen noch schreiben 
können, ist an dem Gerichtsschreiber viel geleğen." im 17. Jahrhun-
dert was es keine Seltenheit, daB Richter neben ihrem Amt das des 
Gerichtsschreibers aüsübten öder, daB Gerichtsschreiber sich neben 
den Notaren auf dem Gebiet der Freiwilligen Gerichtsbarkeit betâ-
tigten. Der gleichgelagerten Urkundstâtigkeit • verdankt zum einen 
der Gerichtsschreiber die Bezeichnung "Protonotar", sowie zum an-
deren Süddeutschland die eigenartige Erscheinung des württenber-
gischen Bezirksnotariats. Auch lieBen sich Notare als Gerichtsschrei­
ber vervvenden und Richter sich von Aktuaren zeitweise vertreten. 
Dies war die Hochblüte des Gerichtsschreiberamtes. Dementsprec-
hend waren auch das Ansehen und die soziaele Stellung der des Rich-
ters öder Notars ebenbürtig. 

Die Laufbahn des Sekretars (ein Synonymfür den Gerichtsschrei­
ber) war darüber hinaus anfâhglich nur Peısonen mit Universitâts-
studium vorbehalten, nâmlich Referendaren und Auskultaforen. 
Mit der Ablösung des gemeinıechtlichen Prözesses durch die moder-
nen, vom liberalen Geiste inspirierten ProzeBordnungen des 18. und 
19. Jahrhunderts verlor der Gerichtsschreiber Aufgaben und damit 
Ansehen. im Wandel vom schriftlichen zum mündlichen Verfahren; 
wohl auch im Zuge der Verbreitung der Montesquieu'schen Gewal-
tenteilungslehre vvurde die Sonderstellung des Richters immer star-
ker betont. Nur er reprasentierte die rechtsprechende Gewalt. Das 
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Verbot der Aktenversendung, die Einführung von Ausbildungs- und 
Prüfungsvorschriften bewirkte eine genaue und strenge Abgrenzung 
der Tâtigkeit und Stellung des Richters von der des "Subalternbeam-
ten". Der Gerichtsschreiber wurde zum Bürogehilfen, dem lediglich 
Kanzleiarbeiten bei Gericht oblagen. Nur die in manehen deutscherı 
Lândern weiterhin geltende Regelung, dafi der "Sekretâr" öder 
"Aktuar" die Referendarprüiung abgelegt haben muBte, deutete 
noch auf die - glorreiche - Vergangenheit hin. Aber seit 1819 konnten 
auch die Beamten ohne Hochschulstudium (sog. Supernumerare) -
soweit sie eine wissenschaftliche Befâhigung besaBen - nach Able-
gung einer Prüfung die Sekretarlaufbahn einsehlagen. Sie verdrâng-
ten bald den volljuristischen Beamten des mittleren Dienstes. Auch 
die Einrichtung stândiger Justizbehörden mit fest angestellten Richtern 
lieB zunâchst die Tâtigkeit eines Gerichtsschreibers früherer Art 
überflüssig erseheinen. in der Vergangenheit gehörte hâufig nur der 
Gerichtsschreiber zu den hauptamtlich bestellten Gerichtspersonen, 
vvâhrend die Richter, insbesondere wenn sie dem Adelsstand ange-
hörten, jeweils ad hoc nach einem bestimmten Turnus berufen wur-
den. 

i n deı ersten Hâlfte des 19. Jahrhunderts kann Deutschland in 
dıei groBe ZivilprozeBgebiete unteıteilt vveıden: dört, wo der ge-
meine, der preuBische öder deı französische ProzeB gepflcgt wurde. 
Die Verfahrenszersplitterung nimmt in der daruffolgenden zeit sogar 
noch zu, als Mitte des Jahrhunderts Hannover, Braunschweig, Ol-
denburg, Lübeck, Baden, VVürttemberg und Bayern sich neue ab-
weichende ProzeBoı dnungen geben. Der Bundestag setzt 1862 eine 
Kommission zur Erarbeitung einer allgemeinen ZPO ein. Die gesc-
hichtlichen Ereignisse verhinderten jeodeh einen AbschluB dieser 
Vorarbeiten. Aber nach der Reichsverfassung von 1871 stand das 
ProzeBrecht in dem Pflichtenkatalog des Reichsgesetzgebers. im 
Jahre 1877 - in Kraft getreten am 1. Oktober 1879 - sind sodann 
auch die 4 Reichsjustizgesetze (GVG, ZPO, StPO und KO) erlassen 
worden. 1897 folgten dann mit der GBO, dem ZVG und dem RFFG 
noch 3 weitere Verfahrensordnungen. Disee Gesetze gingen insge-
samt davon aus, daB aile Entscheidungen des "Gerichts" studierten, 
rechtsgelehrten Richtern - allenfalls im Zusammenvvirken mit Laien-
richtern - vorbehalten sind. Die vveiteren Organe der Rechtspflege 
z.B. der Gerichtsschreiber und der Gerichtsvolzieher - blieben zwar 
bestehen, ihre Rechtsstellung und ihre Aufgabengebiete wurden in 
diesen Verfahrensgesetzen jedoch nicht besehrieben, sondern als 
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bekannt und festumrissen unterstellt. Diese Ignprierung durch den 
Reichsgesetzgeber stellt füı viele den tiefsten Punkt der wechselvol-
len Geschichte des Rechtspflegers dar. § 153 GVG überlieB es den 
Landesgesetzgebern, diese Organe der Rechtspflege zu betreuen. 
Aber noch nicht einmal diese widmeten sich dem Bereich in Geset-
zen, sondern übertrugen die Regelung der Rechtsstellung und der 
Ausbildung den Justizverwaltungen. in der stıengen Hierarchie 
des Kaiserreichs - dies muB man bedenken - hatte dies einen sehr 
bescheidenen Rang zur Folge. in der Literatür billigte man den 
Gerichtschreibern sogar nur einen Platz in Beamtenproletariat zu, 
das zwar unablâssig im übermaB Arbeit bewâltigte, aber vveder ide-
elle npch materielle Anerkennung fand. 

Aber die Gesellschaft verânderte sich. Die Bevölkerung wuchs, 
die sozialen Strükturen vvandelten sich grundlegend, die Gerichtstâ-
tigkeit wurde zunehmend in Anspruch genommen. Dies alles hatte 
die Konzeption des Richters als Mittelpunkt jeglicher justizieller 
Tâtigkeît nicht vorhergesehen und berücksichtigt. Der Richter war 
in einem solchen MaBe mit Rechtspflegeaufgaben technischer und 
formaler Natur belastet, daB die eigentliche Richtertâtigkeit zu kurz 
kommen muBte. Der Staat konnte es sich auch finanziell nicht leis-
ten - und dies nicht erst seit Beginn des 1. Weltkrieges - diesen MiB-
stand durch eine Vervielfaltigung der Richterstellen aufzufangen. 
Auch die Richter hâtten dies nicht gevvollt, weil eine beliebige Ver-
mehrung ihre soziale Ausnahmestellung herabgemindert hâtte. Es 
wuchs die Einsicht, daB eine verânderte Zustândigkeitsverteilung 
unter den vorhandenen Gerichtsorganen' eine zentrale Frage der 
Gerichtsverfassung werden würde. Schon 1897 forderte Franz Klein 
in seinen Vorbemerkungen zum österreichischen Gerichtsorganisa-
tionsgesetz die "Entlastung" der Richter um die Aufgaben, die nicht 
eigentliche Rechtsprechung, sondern vorsorgende Rechtspflege be-
deuten. Erst ein Jahrzehnt spâter verlangte gleiches Franz Adickes 
in seiner berühmten Rede im PreuBischen Herrenhaus. Adickes 
Vorschlage lösten jedenfalls eine fruchtbare Diskussion aus, in der 
es um die Trennung von Rechtsprechung und Rechtspflege ging. 
Ebenfalls im Jahre 1906-unabhângig in Adickes überlegungengs-
reagierte die preuBische Justizvervvaltung mit der ersten Entlastungs-
verfügung, die folgende Bezeichnung trug: "Allgemeine Verfü-
gung betreffend die Heranziehung des Gerichtsschreibers und der 
Kanzlei zur Hilfeleistung von richterlichen Geschâften und die Ent­
lastung des Gerichtsschreibers durch die Kanzlei. "Auf diese Ver-



338 VOLKER LESSING 

fügung soll etwas genauer e ingegangen vverden, weil sie typisch für 

die nun folgende Entwicklung ist. Nach Zifî. 1 soll der Gerichtsschrei­
ber dem Richter bei schriftlichen Arbeiten durch die Anfertigung 
von Entvvürfen Hilfe leisten. Ziff. 2 ünd 3 lauteten: 

"2. Die Entvvürfe zu den in der Anlage unter I aufgeführten rich­
terlichen Geschâften sind dem Richter ohne besondcre Anordnung 
gleichzeitig mit den veranlassenden Vorgângen von dem Gerichts­
schreiber vorzulegen. Hat der Gerichtsschreiber Zweifel über die Art 
der Erledigung, so hat er die "VVeisung des Richters, soweit möglich, 
mündlich einzuholen. 

3 . Die Entwürfe zu den in der Anlage unter II aufgeführten 
richterlichen Geschâften sind von dem Gerichtsschreiber nach der 
schriftlichen öder mündlichen Anordnung des Richters auszufüh-
ren." 

Der Umfang der übertragung von Geschâften - und damit die 
Rückkehr in alte Positionen - wird aus der in Bezug genommenen 
Anlage I deutlich. " I . Anfertigung der Entwürfe aus eigener Entschlie-
Bung des Gerichtsschreibers. 

ZivilprozeB 

1. Kontenfestsetzungsbeschlüsse 

2. Versaumnisurteile (mit Ausnahme der gegen den Beru-
fungsbeklagten erlassenen), Anerkenntnis- und Lauterungsurteile, 
Kostenurteile auf Grund Zurücknahme der Klage, Urteile auf Grund 
Zurücknahme des Einspruchs öder der Berufung. 

3 . Zahlungsbefehle. 

4 . Beschlüsse auf Einstellung der Zwangsvollstreckung. 

StrafprozeB 

5. Beschlüsse auf Festsetzung der einem Privatklager. Neben-
klager öder Angeklagten zu erstattenden Kösten. 

6. Beschlüsse auf Vervverfung verspâtet eingelegter Berufung 
öder Revision öder nicht frist- und formgerecht gerechtfertigter Re-
vision öder formvvidrigen Antrags auf "VViederaufnahme des Ver-
fahrens sovvie auf Einstellung des Privatklageverfahrens infolge Zu­
rücknahme der Privatklage auBerhalb der Haupverhandlung. 
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7. Verfügungen auf den Einspruch gegen einen Strafbefehl 
öder auf den Antrag auf gerichtliche Enstcheidung nach vorange-
gangener polizeilicher Verfügung und bei Zurücknahme des Ein-
spruchs öder des Antrags. 

8. Verfügungen bei Eingang einer Privatklage. 
9. Die regelmâBig nach Rechtskraft des Urteils vviederkehren-

den Verfügungen, insbesondere behufs Vollstreckung. 

Konkurs 

10. RegelmâBig vviederkehrende Verfügungen nach der Eröff-
nung des Verfahrens. 

Zvvangsversteigerung und Zwangsverwaltung 

11. Verfügungen auf Anberaumung des Versteigerungs- und 
des Verteilungstermins. 

12. Mitteilungen an die Beteiligten über die Personen der bet-
reibenden Glâubiger. 

13. Festsetzung der Gebühren und Auslagen eines Zustellungs-
vertreters-

Freivvillige Gerichtsbarkeit 

14. Aile formularmâBigen und sonstigen vviederkehrenden 
Verfügungen, insbesondere die Ersuchen, Mitteilungen, Aufforde-
rungen, Erinnerungen an YVaisenrate, Eltern, Vormünder, Pfleger, 
Verfugungen auf Geburts- und Todesanzeigen der Standesbeamten, 
Verfügungen bei Beendigung einer Vormundschaft öder Pflegschaft. 

Grundbuchsachen 

15. Beglaubigungsvermerke. 
16. Die regelmâBigen Verfügungen zur Erhaltung der über-

einstimmung zvvischen Grundbuch und Steuerbuch. 

Registerangelegenheiten 
17. Verfügungen auf Eintragung in des Handelsregister A. 
18. Verfügungen auf Eintragung in das Musterregister. 
19. Verfügungen auf Eintragung in die Liste der Genossen. 
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20. Verfügungen auf Eintragung des Eigentumsvvechsels (ohne 
gleichzeitige Pfandbestellung), der Verlegung des Heimatorts in das 
Schiffs- und Binnenschiffsregister. 

2 1 . Verfügungen auf Eintragung der Einführung der Güter-
gemeinschaft öder Gütertrennung. 

Allgemein 

22. Verfügungen betreffend Einforderung, Versendung, Weg-
legung und Vernichtung von Akten. 

23. Tatsâchliche Auskünften aus Akten und Verfügungen be­
treffend Ermittlung von Wohnungen, Aufenthaltsorten und soııstigcn 
Personalien." 

Zusatzlich vvaren noch die weisungsgebundenen Aufgaben aus 
Anlage II zu beachten, die hier aber nicht gesondert aufgezâhlt 
werden sollen. Dem preuBischen Vorbild folgten bald die übrigen 
Lânder. Diese Regelungen hatten Gültigkeit bis zur "neuen" Reichs-
entlastungsverfügung im Jahre 1943. 

Parallel dazu übertrug die ZPO-Novelle von 1909 erstmals dem 
Gerichtsschreiber als Organ der Rechtsplege die Kontenfestsetzung 
und die Erteilung der Vollstreckbarkeitserklarung von Zahlungsbe-
fehlen. Spâter karnen die Befugnis zur Unterschriftsbeglâubigung 
und neben anderen Aufgaben auch die übeıtragung von Grundbuch-
sachen hinzu. in dieser sich verstârkenden Entwicklung liegt der 
Abschied von seiner Funktion als richterlicher Hilfskraft begründet. 
Zwei Wege der Entlastung des Richters vvurden also vom Gesetzge-
ber genutzt: 1) Hilfestellung des Gerichtsschreibers bei zahlreichen 
richterlichen Geschâften; 2) die durch Gesetz herbeigeführte Ver-
randerung der Zustandigkeit. 

Für die Entvvicklung des modernen Rechtspflegers ist die zvveite 
Alternative prâgender gewesen. Schon an dieser Stelle soll deshalb 
auf eine begriffliche Ungenauigkeit hingewiesen werden. in der Ge-
setzgebung sowie der Literatür wird sehr haufig pauschal von der 
übertragung "richterlicher Geschâfte" geredet. Diese Wortwahl 
wird der Problematik jedoch nicht gerecht. Die seinerzeit übertra-
genen Geschâfte vvurden nur deshalb "richterlich" genannt, weil sie 
vorher von Richtern vvahrgenommen vvorden sind. Dies kann aber 
nicht der ausschlaggebende Gesichtspunkt sein. Viel entscheidender 
ist doch die Frage, ob es vvirklich richterliche=rechtsprechendc Tâ-
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tigkeit war, die der Gerichtsschreiber übernahm. Dabei bin ich mir 
sehr wohl bewuBt, wie -schwierig diese Abgrenzung im Einzelfall 
vorzunehmen ist. An zwei Beispielen will ich dies hier demonstrieren, 
damit die spâteren Ausführungen verstândlich werden. Nimmt man 
z.B. die Kontenfestsetzung, so kann man argumentieren, daB die 
Feststellung der Kostentragungspflicht im Uıteilstenor und den 
Entscheidungsgründen mit dem rechtsprechenden Teil zu identifi-
zieren sind, jedoch die Erreclmung und die Festsetzung der tatsachlic-
hen Kösten und der Kontenausgleich nur eine veıwaltungsma8ige 
Auführung darstellt. 

Aber jeder Richteı, Rechtsanwalt und Rechtspfleger weiB, da8 
sehr hâufig z.B. nicht die Genauigkeit der Quote öder die einfache 
Entscheidung des § 91 ZPO, sondern die Anerkennung einzelner 
Kostenfaktoıen bei einer Partei viel schvvieriger zu entscheiden its 
und auch weitreichendere Folgen hat; und letzteıes "entschied" -

' in den meisten Fallen unangefochten - der Rechtspfleger. leh möchte 
die Problematik an einem weiteren Beispiel deutlich maehen. Auf-
grund der oben genannten Entlastungsgesetzgebung ergab sich die 
Berechtigung, ein Versâumnisuıteil zu erlassen. Der damalige § 296 
ZPO hatte im Kern einen âhnlichen Wortlaut wie heute § 331 Z P O ; 
er ermöglichte nâmlich dann ein Versâumnisurteil gegen den Bek-
lagten, wenh das tatsâchliche Vorbringen den Klagantrag reehtfer-
tigte. Es was also - wie heüte - eine Schlüssigkeitsprüfung notvvendig, 
also eine Subsumtion unter materiellrechtliche Normen, wie sie auch 
der Richter in einem streitigen Vertahren vornehmen muB. Selbst 
wenn die Schlüssigkeit hier pauschalierter geprüft wird und der 
Rechtspfleger schvvieıigere Faile dem Richter vorlegen sollte, bleibt 
dies doch eigentlich typische Richtertâtigkeit i.e.S. Kommt es also 
bei der Zuordnung auf die reehtliche Schwierigkeit an? Öder ist die 
wirtschaftliche und soziale Tragweite maBgebend? Öder sollte sogar 
enseheidend sein, in welchem Gesetz die anzuwendenden Normen 
odeı die Zuweisung der Aufgaben stehen? Diese Problematik muB 
man bei ailen übertragenen Aufgaben mit berücksichtigen, will man 
eine sachgerechte Einordnung der Rechtspflegertâtigkeit vorneh­
men. 

im Rahmen dieser Entlastungsüberlegungen vollzog sich in den 
Jahren von 1920-1934 die sogennante "kleine Justizrefoım". Die 
erste wichtige gesetzgeberische MaBnahme ist das preuB. Gesetz 
betr. die übertragung richterlicher Geschâite in Grundbuchsachen 
auf die Gerichtsschreiber von 1920. Dieses Gesetz sehuf zum ersten 
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Mal die Möglichkeit, einfachere richterliche Geschâfte auf den Ge-
richtsschreiber zur selbstandigm Erledigung zu übertragen, ohne daC 
sie daduıch ihres "richterlichen Charakters" entkleidet wurden. 
Insofern unterscheidet sich dieses für die Entwicklung des Rechts-
pflegeramtes bahnbrechende Gesetz von früheren und eröffnet einen 
3. Weg, den Gerichtsschreiber als Stellvertreteı des Richters. Dem 
preuBischen Vorbild folgte das Reichsgesetz zur Entlastung deı Ge-
richte vom 11.3.1921, das allerdings den Landesjustizverwaltungcn 
die Entscheidung überlieB, ob und in welchem Umfang eine Entlas­
tung stattfinden sollte. 

Mit der Vermehrung des Aufgabenkreises des Gerichtsschrei-
bers vollzog sich ein - zunâchst unbemerkter - grundlegender Wan-
del in der Gerichtsverfassung. Das Bedürfnis nach der Kennzeichnung 
âlter herkömmlicher Tâtigkeit und neuer richteılicheı Aufgaben war 
so stark, da8 man 1923 für den letzteren Bereich die Funktionsbezei-
chnung "Rechtspfleger" prâgte. Dieser Ausdruck ist bis heutc er-
halten geblieben, obwohl 1927 anstelle des Namens Geıichtsschrei-
beı durch Gesetz die Bezeichnung "Urkundsbeamter der Geschafts-
stelle" eingeführt wurde. Der Rechtspfleger verblieb aber dennoch 
Gerichtsschreiber i.S. von § 153 GVG. Mit der Sondeıbezeichnung 
"Rechtspfleger" wurde die Aufspaltung des bis dahin einheitlichen 
Gerichtsschreiberamtes in zwei Rechtspflegeorgane eingeleitet und 
damit die Trennung dieser Laufbahn in einen mittlercn und einen 
gehobenen Dienst, den es bisher nicht gab, vollzogen. Die Gerichts­
verfassung trug jedoch auch diesem Umstand in § 153 GVG bis 
heute keine Rechnung. Aber in den Ausbildungsvorschriften und 
den dazu ergangenen Verfügungen wurde cıstmals ein Unterschied 
zwischen dem Beamten des "einfacheren Bürodienstes" und denen 
des "schwierigen Bürodienstes" gemacht. Nur die letzteren konnten 
Rechtspflegeraufgaben wahrnehmen. 

Es hatte sich zwischenzeitlich auch schon eine Standesvertıetung 
der Rechtspfleger gebildet: "Bund Deutscher Justizamtmânner", 
der sich mit vorstellungen und Denkschriften an der Diskussion um 
eine zukünftige groBe Justizreform beteiligte. 

Durch die überführung der Justizhoheit auf das Reich im Rah-
men der nationalsozialistischen Zentralisierungsgesetzgebung schien 
die Position des Rechtspflegers die besten Ghancen zu haben. Der 
NS-Staat stand nâmlich den Bestrebungen der Rechtspfleger nicht 
ablehnend gegenüber. Dies zeigte sich darin, daB er Richter, Staats-
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anvvâlte und Rechtspfleger, sovvie Rechtsanwâlte, Notare, Veıwal-
tungs- und Wirtschaftsj ur isten im "Rechtswahrerbund" zusammen-
fafite. Dadurch kam einmal die Bedeutung zum Ausdruck, die man 
dem Rechtspflegerstand beimaB, zum ahderen wollte der Staat damit 
auch die auseinanderstrebenden Interessen der Richter und Rechts­
pfleger durch ein gemeinsames Standesgefühl kanalisieren. Auch 
die Schaffung eines Amtes im Reichsjustizministerium mit der Be-
zeichnung "Richter - Rechtspfleger" zielte in diese Richtung und 
solte das Problem der Stellung des Rechtspflegeıs in der Gerichts-
verfassung lösen. Der Prasident des Hanseatischen Oberlandesge-
riöhts, Dr. Rothenberger, wurde in dieses Amt berufen und befür-
wortete eine Eıweiterung der Rechtspflegerbefugnisse,* an YVeimarer 
Voıstellungen verhafteten Beamten und vvegen des 2. Weltkrieges 
und der für diesen Staat wichtigeren Aufgaben bei dem ursprünglic-
hen Zustand. 

Die tatsâchlich wâhrend der Nazi-Herrschaft verabschiedeten 
Regulungen brachten jedenfalls nicht den Durchbruch für den Beruf 
des Rechtspflegers. Vielmehr setzte die VO des RJM zur Ausführung 
der GBO, die Handelsregisterverfügung von 1937 und die Schiffsre-
gisterverfünugg von 1940 sowie die Regelüngen für* den Rechtspfle­
ger im Rahmen der Justizvervvaltung die von den Rechtspflegeı n 
kristisierte Entwicklungslinie fort. 

Die Zeit nach dem 2. Weltkrieg ist geprâgt durch die Vorberei-
tungen zu dem Rechtspflegergesetz von 1957 und der überarbeitung 
von 1969. Die Standortbestimmung, wo der Rechtspfleger im Rah­
men der rechtsprechenden Gewalt anzusiedeln ist, ist durch diese 
Gesetze keineswegs überflüssig geworden. Die Bewâhrung in der tâg-
lichen ,Praxis, die Bedeutung der Enscheidungen für die Gesellschaft 
und nicht zuletzt die Optimierung der Ausbildung haben diese Dis-
kussion am Leben erhalten, ja sogar verschârft. 

Der Rechtspfleger ist heute in der Justizverwaltung an entschei-
denden Stellen eingesetzt. Er ist der Garant für das Funktionieren 
von sehr groBen und sehr kleinen Gerichtseinheiten. Er ist auch in 
den verschiedensten Ministerien verantwortlich tâtig. 

Daneben besteht sein Einsatzfeld bei den Staatsanwaltschaften 
im Rahmen der Strafvollstreckung. 

ShlieBlich bleibt aber noch ein umfangreicher Bereich bestehen, 
der nur durch Stichworte hier nâher beschrieben vverden kann: Kos-
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tenrecht , Zwangsvoi ls t reckung, Zwangsvers te igerung, Konkurs - und 
Vergleichswesen, Grundbuchwesen , Handelsregis ter recht , NachlaB 
wesen, P'amilien- und Vormundschaftsvvesen. Eigenverantvvortl iche 
Tâtigkeit gcgcnüber dem Rechtssuchenden wird hier verlangt. Na-
türlich ist auch dic Rechtspflegerentscheidung -wie in einem Rechts-
staat üblich- einem Rechtsmittelzug unterworfen. Dies ândcrt jedoch 
nichts an der Qualitat der Enscheidungen als gerichtliche Enschei-
dungen, auch wenn der Rechtsmittelzug zum Leidwesen der Rechts-
pfleger insowcit besonders gefegelt ist, als er den Anschein enveckt, 
die Unzufıiedenheit der Betroffenen werdc durch eine richteılichc 
Entscheidung beseitigt, wcil diese von gıöBerer friedensstiftender und 
sachlicher =-= juristischer Autoritât getragen würde. Diescs möchte 
ich zum cincn bestreiten; zum andeıen ist dies auch nur eine Fragc 
der fehlenden Akzeptanz in der Bevölkerung, die hervorgerufen wird 
durch die oben geschilderte Unkenntnis über den Beruf dcs Rcchtspflc-
gers. 

Zum AbschluB möchte ich Ihnen die Ausbildung zum Diplom-
Rechtspfleger am Beispiel des Fachbereichs Rechtspflege in Hildes-
heim kurz vorstellen. Die Ausbildung an den anderen fünf Fachbe-
reichen/Tachhochschulen in der Bundesrepublik unterscheidct sich 
von der unsrigen eigentlich nur gerinfügig, obwohl jede Ausbildungs-
stâtte auf ihre Eigenheit stolz ist und auch darauf beharrt. 

Unsere Studentenschaft besteht im wesentlichen aus Abiturien-
ten, die die allgemeine Hochschulreife besitzen. also auch an jeder 
Universitât studieren könnten. Etwa 10% der Studenten waren vor-
her Zeitsoldaten (mit Abitur öder Fachhochschulreife) öder schon 
jahrelang in der Justiz in der mittleren Beamtenlaufbahn besonders 
erfolgreich tâtig und haben die Hochschulreife durch eine i.d.R. 
externe Immaturenprüfung ervvorben. in den letzten Jahren ist bei 
uns cin Trend zu beobachten gevvesen, daB gerade sehr gute Gymna-
sialabgângeı das Rcchtspflegerstudium angesichts einer nicht mehr zu 
übersehenden Akademikerarbeitslosigkeit anstrebten. Dafür sind 
zwei Gründe von enscheidender Bedeutung, Zum einen erhalten un­
sere Studenten mit ihrem Studienplatz die Stellung eines Beamten 
des gehobenen Dienstes auf Widerruf. Dies bedeutet, daB sic wahrend 
des ganzen Studiums vom Staat eine nicht unerhebliche Alimenta-
tion erhalten, die erheblich über dem möglichen Förderungssatz des 
Staates für nicht vermögende Studenten liegt. Zum anderen war es 
in der Regel in der Vergangenheit so, daB die Studenten, die einen 
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Studienplatz bekommen hatten, nach einem erfolgreichen AbschluB 
des dreijahrigen Studiums auch einen Arbeitsplatz als Rechtspfleger 
erhielten. Angesichts der Schwierigkeit junger Leute, eine Ausbildung 
zu wâhlen, die ihnen spâter auch einen Arbeitsplatz garantierc, ist 
dies eine offensichtlich verlockende Ausgangsposition. Die Oberlan-
desgerichtsprasidenten, die bei uns für das Rechtspflegerstudium die 
Studienplâtze vergeben, hatten also die freie Auswahl unter einer 
groBen Zahl von • Bewerbern. Bis zu hundert Bewerbern pro Studi­
enplatz vvurden gezâhlt. Bei uns ging deshalb die Feststellung als 
geflügeltes Wort um: "Wer nicht Rechtspfleger "vverden kann, muB 
leidef Volljurist vverden". 

Das dreijahrige Studium, das allein auf die spâtere Vervvendung 
in der Justiz ausgerichtet ist, teilt sich in theoretische und praktische 
Studienzeiten auf. Diese şind nur unterbrochen durch Ferien, die 
keinesvvegs den Semesterferien der Universitâten, sondern dem jahrlic-
hen Erholungsurlaub eines gleiçhaltrigen Beamten ensprechen. Die 
theoretischen Studienabschnitte vverden nur an unserem Fachbereich 
in Hildesheim durchgeführt, wâhıend die praktischen Studienzeiten 
an speziell ausgevvâhlten Amstgerichten und Staatsanvvaltschaften 
absolviert vverden. Dört vverden die Studenten am Arbeitsplatz der 
Rechtspfleger anhand alltâglicher Akten ausgebildet. Dazu gehöıt 
auch der Umgang mit dem rechtssüchenden Büıger. Daneben fin-
det aber auch Begleitunterricht, also theorie, in den Fachern statt, 
die schon am Fachbereich unterrichtet vvurden -einschlieBlich et-
vvaiger Klausuren-. Der Unterricht vor Ort bei den Amsgerichten 
vvird von Lehrbeauftragten vvahrgenommen, die vom Fachbereich 
ernannt vverden. Dabei handelt es sich um erfahrene Rechtspfleger 
aus verschiedenen Arbeitsgebieten, die auch über eine pâdagogische 
Eignung verfügen sollen. 

Das Studium gliedert sich im eizelnen vvie folgt: • 

1. Studienabschnitt (3 Monate) = praktische Studienzeit; 

2. Studienabschnitt (12 Monate) == theoretische Studienzeit; 

3 . Studienabschnitt (10) monate) = praktische Studienzeit; 

4 . Studienabschnitt (6 Monate) = theoretische Studienzeit; 

5. Studienabschnitt (5 Monate) = praktische Studienzeit; 
anschlieBend Prüfung! 
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Der zu vermittelndc Lehrstoff richtet sich nach den oben beschri-
ebenen Arbeitsfeldern des Rechtspflegers. Mit der Angabe der Stun-
denzahlen pro einzelnes Fach will ich Sie jedoch nicht langweilen. Nur 
muB man sich vergegenwertigen, daB für unsere Studenten vvâhrend 
der Unterrichtszeit (i.d.R. von 8,00 bis 13,15 Uhr; soweit nicht zu-
fâllig auch nachmittags Veranstaltungen angesetzt sind) in der Fach-
hochschule anwesend sein müssen, da sie ja auch wie Beamte mit einer 
Arbeitszeiı bczahlt werden. Gleiches gilt natürlich auch für die prak-
tischen Studienphasen. Rechnet man diese Ausbıldungsintensitat zu-
sammen, so erhalten unsere Studenten allein der Theorie juristischen 
Unteıricht, der dem Umfarıg der empfohlenen Stundenzahlen in 
emem volljuristischen Studium (Regelstudienzeit) mindestens ent-
spricht. Da die zuı Verfügung stehende Zeit aber wesentlich kürzer 
als dört ist, bedingt dieses eine sehr komprimierte Vermittlung des 
Lehrstofles, der ja auch in studienbegleitenden Klausuren abgefragt 
wird. Dies veısuchep wir, durch besondere didaktische und padago-
gische/methodische Konzepte zu erreichen und den Studenten auch 
zu erleichtern. Deshalb liegt eine StudiengruppengröBe be maximal 
24 Studenten. Es laufen also mehrere Kursgruppen parallel. Gelies-
fet wird dieses Konzept zur Zeit am Fachbereich in Hildesheim von 
8 hauptamtlichen Dozenten und mehreren Lehrbeauftıagten (gceig-
nete Praktiker). 

Nach 6 (demnachst 7) Examensklausuren und einer mündlich-
hen Prüfung entsteht dann, wenn alles gut geht, ein Diplom-Rech4-
spfleger! 

leh hoffe, ich habe Sie nicht überfordert und Sie haben nun eine 
ungefâhre Vorstellung von den Antvvoıten auf die Fragen: Woher 
kommt der Rechtspfleger? Wer ist er? Wie wird er ausgebildet? Er 
ist das Bindeglied dieser heute besiegelten türkisch-deutschen Part-
nsrschaft. 


